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dieses Beratungsverfahren mit getragen, mit ges-
taltet haben, mein herzliches Dankeschön! Und 
wenn sich die Opposition an der Zukunft unserer 
Krankenhäuser nicht beteiligen will, weil sie in 
diesen Fragen an ihrer alten Ministerialbürokratie 
festhalten will, dann sind Sie die Vergangenheit 
und wir sind die Zukunft. – Danke schön.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Laumann. – Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen! Weitere Wortmeldungen zu 
diesem Tagesordnungspunkt liegen mir nicht vor, 
sodass ich zur Abstimmung komme, und zwar 
über die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Arbeit, Gesundheit und Soziales Druck-
sache 14/5583.  

Es wurde beantragt, dass wir über die beiden Ar-
tikel dieses Gesetzes getrennt abstimmen. Das 
wurde auch in den Redebeiträgen so geäußert. 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les empfiehlt, den Gesetzentwurf Drucksache 
14/3458 in der Fassung seiner Beschlüsse insge-
samt anzunehmen.  

Ich frage zunächst, wer dieser Beschlussempfeh-
lung für den Artikel 1 des Gesetzes folgen möch-
te. Er möchte bitte jetzt aufzeigen! – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Dann ist die Beschluss-
empfehlung mit Blick auf Artikel 1 des Gesetz-
entwurfes mit den Stimmen der Fraktion von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bei Nichtteilnahme des Kollegen Sagel ange-
nommen.  

Wer dieser Beschlussempfehlung mit Blick auf 
Artikel 2 des Gesetzentwurfes zustimmen 
möchte, den bitte ich, die Hand aufzuzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dem wird 
einstimmig zugestimmt.  

Wer insgesamt der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/5583 und dem Gesetzentwurf 
Drucksache 14/3958 zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Dann ist die Beschlussempfeh-
lung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen unter Nichtteil-
nahme des Kollegen Sagel angenommen und 
der Gesetzentwurf in der zweiten Lesung verab-
schiedet. 

Ich lasse dann abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
14/5704. Wer diesem Entschließungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 
ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen unter Nichtteilnahme des Kollegen Sagel ab-
gelehnt. 

Ich lasse ferner abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 14/5714. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Damit ist der Entschließungsantrag mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen unter Nichtteilnahme des 
Kollegen Sagel angenommen. 

Damit kommen wir zu: 

5 Gesetz zum Schutz von Nichtraucherinnen 
und Nichtrauchern in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5568 

erste Lesung 

Hierzu ist keine Debatte vorgesehen, sodass wir 
unmittelbar zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung kommen.  

Entgegen dem Ausdruck in der Tagesordnung soll 
der Gesetzentwurf Drucksache 14/5568 an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les überwiesen werden. Wer dieser Überwei-
sungsempfehlung folgen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Somit ist die Überweisungsempfehlung 
mit Zustimmung aller Fraktionen angenommen. 

Ich rufe auf: 

6 Viertes Gesetz zur Änderung des Abge-
ordnetengesetzes 

Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5584 – Neudruck 

erste Lesung 

Zu dem Gesetzentwurf hat der fraktionslose Ab-
geordnete Sagel eine Rede zu Protokoll gegeben. 
(Siehe Anlage 6)  
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Ich eröffne die Beratung und erteile dem Kollegen 
Biesenbach stellvertretend für alle antragstellen-
den Fraktionen das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge Biesenbach. 

Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es kommt selten 
vor, aber heute ist so ein Augenblick, in dem ich 
unstreitig etwas für alle einbringen kann; es ist 
unser Viertes Gesetz zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes. Nach § 15 unseres Gesetzes hat 
die Präsidentin dem Landtag jährlich einen Bericht 
über die Angemessenheit der Bezüge vorzulegen 
und zugleich einen Vorschlag zur Anpassung der 
Bezüge zu machen. Diesen Angemessenheitsbe-
richt hat sie am 19. November 2007 erstattet. Der 
Bericht basiert auf der Grundlage der vom Lan-
desamt für Datenverarbeitung und Statistik erho-
benen Feststellungen über die allgemeine Lohn- 
und Gehaltsentwicklung sowie die Lebenshal-
tungskosten und Einzelhandelspreise des ver-
gangenen Jahres. 

Sie alle kennen den Vorschlag, den die Präsiden-
tin daraus abgeleitet hat. Sie schlägt vor, dass die 
Abgeordnetenbezüge zum 1. Juli 2008 entspre-
chend dem Angemessenheitsbericht um 1,275 % 
angehoben werden und der Betrag der Mitarbei-
terpauschale ebenfalls entsprechend der linearen 
Erhöhung der Beschäftigten des Landes um 
2,9 %, allerdings zum 1. Januar 2008, angehoben 
wird. 

Sie alle kennen den Bericht und das Zahlenwerk. 
Mehr ist dazu nicht zu sagen. Ich bitte Sie, das 
Gesetz anzunehmen und dafür zu sorgen, dass 
es bald in Kraft treten kann. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Biesenbach. – Ich habe noch eine 
Wortmeldung des Kollegen Remmel für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann 
Ihnen das leider nicht ersparen. Die Art und Wei-
se, wie wir mit der in der Geschäftsordnung vor-
gesehenen Möglichkeit, Reden zu Protokoll zu 
geben, umgehen, führt dazu, dass wir an dieser 
Stelle eine gewisse Schwierigkeit haben. Der Kol-
lege Sagel hat seine Rede zu Protokoll gegeben 
und ist dann offensichtlich nach Münster gefah-
ren. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Ich möchte zumindest, dass gesichert ist, dass die 
Argumente seiner zu Protokoll gegebenen Rede 
nicht unwidersprochen bleiben. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Deshalb gestatten Sie mir ein paar wenige Aus-
führungen: Es ist in der Tat richtig, dass wir jedes 
Mal, wenn wir – das hat uns das Verfassungsge-
richt vorgegeben – über Diätenerhöhungen ent-
scheiden müssen, in einer besonders schwierigen 
Lage sind, weil einerseits die gesellschaftliche 
Akzeptanz, andererseits Rahmensetzungen in 
Rede stehen, die wir teilweise selbst zu verant-
worten haben wie zum Beispiel die Rahmenset-
zung durch die Haushaltsdaten. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
man muss auch folgende Fragen in die Abwägung 
einbeziehen: Wie viel ist uns das Parlament, wie 
viel sind uns die Abgeordneten, wie viel ist uns die 
Demokratie wert? Wir müssen abwägen, ob die 
Unabhängigkeit der Abgeordneten mit der Ent-
schädigung gesichert ist oder nicht. Wir müssen 
abwägen, wie verhältnismäßig unsere Entschädi-
gung im Gesamtgehaltsgefüge der Bevölkerung 
ist, und – der Meinung bin ich nach wie vor – wir 
sollten die Leistung, die wir erbringen, nicht unter 
den Scheffel stellen, beispielsweise dass wir noch 
zu dieser Zeit im Parlament sitzen und arbeiten. 

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Deshalb ist es keine Verschleierung, wie der Kol-
lege Sagel meint, den Termin auf den 1. Juli zu 
verschieben, sondern er orientiert sich – die Dis-
kussion hat es in allen Fraktionen gegeben – an 
der von uns nicht gewollten, aber von der Landes-
regierung vorgesehenen Erhöhung der Beamten-
gehälter zum gleichen Zeitpunkt. 

Das Argument, das einem in Diskussionen immer 
begegnet, nämlich dass die Sozialhilfeempfänge-
rinnen und -empfänger in diesem Land auch keine 
Anpassung bekommen, ist ein gewichtiges Argu-
ment.  

Aber, meine Damen und Herren, diese Ebene 
entscheiden wir hier nicht. Vielleicht ist die Erhö-
hung und die Anpassung aufgrund von Daten, die 
die Präsidentin erhoben hat, für uns alle ein Auf-
trag, an dieser Stelle für eine Gleichheit zu sor-
gen. Wir jedenfalls würden das in dieser Debatte 
gerne zum Ausdruck bringen. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Die Kollegin Gödecke hat 
sich auch noch zu Wort gemeldet, was sie hiermit 
hat. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Carina Gödecke (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist in der Tat sehr 
misslich, dass der Kollege Sagel seine Rede zu 
Protokoll gibt und so die Auseinandersetzung ü-
ber das, was er sagen will, scheut, indem wir das 
dann nur im Protokoll nachlesen können. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Ich möchte nicht inhaltlich auf den Angemessen-
heitsbericht, das System und die Systemumstel-
lung eingehen. Ich meine, das ist im Zusammen-
hang mit der Debatte um die Diätenerhöhung in 
Berlin in der Presse sehr deutlich und klar darge-
stellt worden, und dies haben wir in der Vergan-
genheit ausreichend miteinander diskutiert. Aber 
ich möchte etwas zum Verhalten des Kollegen 
Sagel an dieser Stelle sagen. Ich finde, er 
schwindelt hier. Wenn ich nicht gerügt würde, 
dann würde ich ein anderes Wort dafür verwen-
den, obwohl ich glaube, ich würde in der Sache 
sogar gerne eine Rüge in Kauf nehmen. Der Kol-
lege Sagel spricht von 120 €. In Wirklichkeit 
müsste der Kollege Sagel über seine gesamte Di-
ät reden, die er zu Unrecht kassiert, denn er ist 
von den Wählerinnen und Wählern nicht als Per-
son, sondern über die Landesliste der Grünen 
gewählt worden. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Das, was er hier macht, ist unglaubwürdig. In Ab-
wesenheit möchte ich den Kollegen Sagel, gerade 
weil er diese Rede in dieser Art zu Protokoll ge-
geben hat, auffordern, sein eigenes Verhalten 
sehr kritisch zu überdenken. Denn der Kollege 
Sagel hat auch in der letzten Legislaturperiode 
diesem Parlament angehört. Sie alle wissen, dass 
wir die Umstellung des Abgeordnetenrechts ein 
Stück weit so attraktiv machen mussten, damit wir 
eine einstimmige Zustimmung im Hause finden. 
Auch der Kollege Sagel hat optiert. Das heißt, er 
nimmt die Vorteile einer anderen Altersvorsorge in 
Kauf. Aber all das sagt er den Leuten, für die er 
hier angeblich redet, nicht. Er wird sich in der 
Presse feiern lassen, und in Wirklichkeit ist er ein 
Heuchler. Ich glaube, das muss an der Stelle 
deutlich gesagt werden. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Gödecke, ich habe nichts vernommen, was vom 
ersten Hörensagen zu rügen gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren, gibt es weitere Wort-
meldungen? – Das ist nicht der Fall. Dann sind wir 
am Schluss der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs in der Drucksache 14/5584 – 
Neudruck – an den Hauptausschuss. Wer dieser 
Überweisungsempfehlung folgen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Dann ist diese Überwei-
sungsempfehlung mit Zustimmung aller vier Frakti-
onen in Abwesenheit des Kollegen Sagel so ange-
nommen. 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

– Herr Kollege Sichau, ich versuche regelmäßig, 
den Anwesenheiten und Abstimmungsverhalten 
des Kollegen Sagel voll umfänglich Rechnung zu 
tragen. 

Ich rufe auf: 

7 Scientology - Beobachten, aufklären, in-
formieren  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5567 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen. Die Be-
ratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses erfolgen.  

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags in der Drucksache 14/5567 an den Haupt-
ausschuss – federführend –, an den Innenaus-
schuss sowie an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung. Wer dieser Überweisungs-
empfehlung folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

8 Experiment mit 180.000 Kindern beenden – 
Sprachstandserhebung im Sinne der Kin-
der umfassend überarbeiten 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5570 

Eine Beratung ist auch hier heute nicht vorgese-
hen. Die Beratung soll nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses erfolgen. 
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